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Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen Datum 

            Eng./Ha. 16. Juni 2020 

 
Konjunkturpaket - Vorübergehende Umsatzsteuersenkung ab 01.07.2020 in der Wasserversor-
gung und der Energiewirtschaft 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

die Bundesregierung hat die Eckpunkte des Koalitionsausschusses vom 3. Juni 2020 zu den steuer-

rechtlichen Maßnahmen aufgegriffen und innerhalb kürzester Zeit einen Gesetzentwurf zur Umsetzung 

vorgelegt. Dabei betreffen einige Änderungen grundsätzlich auch Energie- und Wasserversorgungsun-

ternehmen, weswegen wir nachfolgend auf drei Punkte aus dem gesamten Konjunkturpaket hinweisen 

möchten, die dispositive Aspekte beinhalten: 

 

Steuerlicher Verlustrücktrag 

Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 2021 auf 5 Mio. Euro erweitert. Der Ver-

lustrücktrag (z. B. vom Veranlagungsjahr 2020 ins Jahr 2019) kann unmittelbar finanzwirksam schon 

mit der Steuererklärung 2019 genutzt werden. Neben der Möglichkeit eines Pauschalansatzes in Höhe 

von 30 % des Gesamtbetrags des Einkommens i. S. d. § 10d EStG kann auch ein höherer rücktrags-

fähiger Verlust anhand detaillierter Unterlagen (z. B. betriebswirtschaftlicher Auswertungen) nachge-

wiesen werden. Er kann nicht nur bei der Jahressteuerfestsetzung für 2019, sondern auch bei der Her-

absetzung von Vorauszahlungen genutzt werden. Sollte sich im Rahmen der Jahressteuerfestsetzung 

für 2019 eine Nachzahlung aufgrund der herabgesetzten Vorauszahlungen wegen eines voraussicht-

lich erwarteten rücktragsfähigen Verlustes für 2020 ergeben, wird diese auf Antrag zinslos gestundet. 

 

Einführung einer steuerlich zulässigen, degressiven Abschreibung 

Einführung einer degressiven Abschreibung in Höhe von 25 Prozent, höchstens das 2,5-fache der  

linearen Abschreibung, für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in den Jahren 2020 

und 2021 angeschafft oder hergestellt werden. Sie „haben so die Möglichkeiten zur Minderung ihrer 
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Steuervorauszahlungen und können Liquiditätsvorteile zügig nutzen. Die degressive Abschreibung för-

dert die schnellere Refinanzierung und schafft über diesen Mechanismus bereits im noch laufenden 

Veranlagungszeitraum unternehmerische Vorteile und Investitionsanreize, die für die nötige Stabilisie-

rung der Wirtschaft sorgen“ (Pressemitteilung des BMF vom 12.06.2020). 

 

Sofern Sie beabsichtigen, von dieser steuerlichen Regelung Gebrauch zu machen, weisen wir darauf 

hin, dass dies keine direkten Auswirkungen auf die Höhe der handelsrechtlichen Abschreibungen hat. 

Eine früher existierende umgekehrte Maßgeblichkeit zwischen Steuer- und Handelsbilanz besteht 

nicht. Die Anwendung der steuerlichen, degressiven Abschreibung führt u.E. daher zwingend zu Ab-

weichungen (Latenzen) zwischen Handels- und Steuerbilanz. Einzige Ausnahme hiervon wäre, wenn 

die (steuerliche) degressive Abschreibung den eigentlichen Werteverzehr wider spiegelt und daher eine 

Änderung der handelsrechtlichen Abschreibungsmethode angezeigt ist. Hierzu wären dann entspre-

chende Angaben im Anhang zur Änderung der Abschreibungsberechnung vorzunehmen.  

 

Da die Abweichungen zwischen der degressiven und der linearen Abschreibung betragsmäßig wesent-

lich sein dürften, ist davon auszugehen, dass das IDW einer Übernahme der steuerlichen Werte in die 

handelsrechtlichen Jahresabschlüsse, wie derzeit beispielsweise bei geringwertigen Wirtschaftsgütern 

oder Sammelposten, nicht zustimmen wird. Sofern sich hier entsprechende anderweitige Stellungnah-

men abzeichnen, werden wir Sie zeitnah unterrichten. Bis dahin sollten Sie Ihre Wirtschafts- und Haus-

haltsplanungen aus unserer Sicht weiterhin mit den bisherigen handelsrechtlichen Abschreibungen 

durchführen. 

 

Umsatzsteuer – temporäre Senkung der Steuersätze 

Im Rahmen des Corona Steuerhilfegesetzes II werden auch die Steuersätze für die Umsatzsteuer ab 

01.07.2020 für derzeit 6 Monate auf 16 % (Regelsteuersatz) und 5 % (ermäßigter Steuersatz) abge-

senkt. 

 

In diesem Zusammenhang stellen sich unterschiedliche steuerrechtliche und rechtliche Fragen. Hierzu 

wird seitens der zuständigen Ministerien und Behörden kommuniziert, dass 

-  ein endgültiges BMF-Schreiben zur Umsatzsteuersenkung rechtzeitig ergehen und 

-  dieses BMF-Schreiben auf den Grundsätzen der letzten Umsatzsteuererhöhung (01.01.2007) auf-

bauen wird.  

 

Wir haben Ihnen daher das alte BMF-Schreiben vom 11.08.2006 sowie den Entwurf des neuen BMF-

Schreibens vom 12.06.2020 beigefügt.  

 



 
 

Seite 3 von 6 

Der VKU und der BDEW haben zwischenzeitlich mit Blick auf die konkrete Umsetzung der Umsatz-

steuersenkung folgende Themenbereiche an das Bundesfinanzministerium adressiert: 

-  Handhabung des Steuersatzes für Abschlagszahlungen, 

-  Weitergabe der Steuersenkung unabhängig vom Ablesezeitpunkt, 

-  Nichtbeanstandungsregelungen bei unvermeidlichen Umstellungsfehlern, 

-  Vereinfachungsregelungen zur Rechnungsberichtigung. 

  

Der Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen Rheinland-Pfalz hat zur Umsatzsteuer in 

der Wasserversorgung Hinweise zur temporären Absenkung der Umsatzsteuersätze im 2. Halbjahr 

2020 gegeben (siehe nachstehenden Link): https://www.kosdirekt.de/kosdirekt/werkeDirekt/Unterneh-

men/Steuerfragen/Umsatzsteuersenkung%20Juli%202020/ 

  

Im Weiteren haben wir auf der Grundlage der vorstehenden Verlautbarungen eine vorläufige eigene 

Einschätzung für die Umsetzungsaspekte der Umsatzsteuersenkung im Bereich der Wasser- und Ener-

gieversorgung vorgenommen. 

  

Lieferung von Wasser, Strom, Gas etc. an Entgeltschuldner/Tarifkunden per Jahresverbrauchsabrech-

nung 

Hier gilt weiterhin die Leistung mit Ablesung als erbracht!  

Abschnitt 13.1 Abs. 2 S. 4 und 5 Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) sieht folgende Regelung 

vor: 

„Lieferungen von Elektrizität, Gas, Wärme, Kälte und Wasser sind jedoch erst mit Ablauf des jeweiligen 

Ablesezeitraums als ausgeführt zu behandeln. Die während des Ablesezeitraums geleisteten Ab-

schlagszahlungen der Tarifabnehmer sind nicht als Entgelt für Teilleistungen (vgl. Abschnitt 13.4) an-

zusehen; sie führen jedoch bereits mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums ihrer Vereinnahmung nach 

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4 UStG zur Entstehung der Steuer (vgl. Abschnitt 13.5).“ 

  

Eine Zählerablesung an einem beliebigen Tag zwischen dem 01.07. und 31.12.2020 würde demnach 

bewirken, dass der gesamte abgelesene Verbrauch seit der letzten Ablesung mit dem dann aktuellen 

Steuersatz zu belegen ist. Demnach ist der Gesamtverbrauch im Rahmen der Jahresverbrauchsab-

rechnung mit  5 % (Wasser) bzw. 16 % zu versteuern. Die Umsatzsteuer auf die bereits vereinnahmten 

Abschläge wird in der Jahresabrechnung somit korrigiert. 

 

HINWEIS: Sofern Sie die Ablesung der Kunden/Entgeltschuldner erst am 01.01.2021 vornehmen, wäre 

formal der abgelesene Gesamtverbrauch wieder mit 7 % bzw. 19 % zu versteuern, da nach derzeitiger 

angedachter Rechtssetzung  die befristete Steuersenkung zum 31.12.2020 ausläuft. 
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Ausweg: Im BMF-Schreiben vom 11.08.2006 wurde in Tz. 34 auch die Möglichkeit einer zeitlichen Ge-

wichtung des Verbrauchs und einer entsprechenden Abrechnung eröffnet (siehe nachfolgender Glie-

derungspunkt). Im Entwurf des neuen BMF-Schreibens findet sich eine entsprechende Regelung nun-

mehr in Tz. 33 wieder.  

 
Ist die Gewichtung des Verbrauchs nötig bzw. ist eine Zwischenablesung nötig? 

Die Tz. 34 des o. g. und in der Anlage beigefügten BMF-Schreibens zur Erhöhung der Umsatzsteuer 

zum 01.01.2007 besagt, dass die Abrechnung mit dem Kunden in Übereinstimmung mit den Lieferbe-

dingungen so erfolgen kann, dass der Verbrauch nach Tagen gewichtet wird für die Gültigkeitsdauer 

des jeweiligen Steuersatzes. So konnte beispielweise bei einer Zählerablesung zum 01.04.2007 der 

Ablesezeitraum so aufgeteilt werden, dass nur für die Zeit vom 01.01. bis 31.03.2007 der höhere Steu-

ersatz zugrunde gelegt werden musste. Eine solche Regelung war eine „Kann-Vorschrift“, die gerne 

bemüht wurde, um eine Teilmenge des abgelesenen Verbrauchs mit dem geringeren Steuersatz abzu-

rechnen, obwohl dieser Steuersatz bei Ablesung erhöht war. Nunmehr sind andere Vorzeichen zu be-

achten. Der Steuersatz wird gesenkt, die Minderung erfolgt zu Gunsten der Entgeltschuldner/Kunden. 

Hinsichtlich der Gewichtungsthematik bei Ausgestaltung der Entgelte z. B. in Form der Erhebung einer 

Benutzungs- und Grundgebühr verbunden mit einem wiederkehrenden Beitrag verweisen wir auf die 

o. g. Ausführungen des Fachbeirates. Im Übrigen finden sich die Regelungen des alten BMF-Schrei-

bens in den Textziffern 33 bis 35 sinngemäß wieder.  

  

Vorausleistungen/Abschlagszahlungen auf o.g. Lieferungen an Entgeltschuldner/Tarifkunden: 

Hier stellt sich das Problem des ungerechtfertigten Ausweises von Umsatzsteuer (§ 14c UStG), wenn 

die Entgeltschuldner/Kunden nach wie vor ab Juli 2020 Vorausleistungen/Abschläge inklusive der Um-

satzsteuer in Höhe von 19 % / 7 % bezahlen. Formal wären also alle Vorausleistungsbescheide/Ab-

schläge neu und mit aktuellen Steuersätzen zu berechnen und zu versenden. Es bleibt die Hoffnung 

auf eine Regelung im zukünftigen endgültigen BMF-Schreiben dergestalt, dass die derzeitigen Voraus-

zahlungen beibehalten werden dürfen. Im Falle einer solchen Umsetzungshilfe müsste aus den erhal-

tenen Vorausleistungen/Abschlägen dann allerdings u. E. 19 % bzw. 7 % Umsatzsteuer ab Juli 2020 

herausgerechnet und als Teilzahlung versteuert werden, da die höheren Steuersätze in den Voraus-

leistungsbescheiden offen ausgewiesen wurden. Im Rahmen der Jahresverbrauchsabrechnung wür-

den dann die Teilzahlungen (mit 19 % bzw. 7 % besteuert) mit der Abrechnung (16 % bzw. 5 %) ver-

rechnet werden, sodass die Besteuerung des abgelesenen Verbrauchs vollständig mit den reduzierten 

Steuersätzen erfolgt. Maßgebend ist aber die Ablesung des Verbrauchs in einem Zeitraum zwischen 

dem 01.07.2020 ab 0:00 Uhr und dem 31.12.2020 bis 24:00 Uhr. 

 

Der Entwurf des BMF-Schreibens enthält momentan keine Aussagen zu dieser Thematik. 
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Sonderabnehmer mit Fernablesung und Leistungspreisen : 

Im Strombereich sind teilweise auch fernabgelesene, meist Sondervertragskunden anzutreffen, die ne-

ben einem Arbeitspreis auch einen Leistungspreis vereinbart haben, der sich nach der Spitzenlast be-

rechnet. Da diese Sondervertragskunden meist monatlich per Fernablesung abgelesen und abgerech-

net werden, ist in diesen Fällen mit jeder Abrechnung aufgrund eines abgelesen Verbrauchs eine Lie-

ferung erbracht und die Umsatzsteuer insofern entstanden. Bei einer Fernablesung des Verbrauchs 

des Juni 2020 am 01.07.2020 um beispielsweise 0:10 Uhr, würde bereits der gesamte Verbrauch des 

Monats Juni als im Juli geliefert anzusehen und damit zum Steuersatz von 16 % abzurechnen sein. 

Nicht selten liegen die Spitzenlastzeiten bei derartigen Sondervertragskunden aber im November / 

Dezember. Die meisten Preismodelle sehen dann eine Nachberechnung der Spitzenlast für das ge-

samte Jahr vor, da sich die vorzuhaltende Spitzenlast geändert hat. Unseres Erachtens ist in der nach-

träglichen Erhöhung der Spitzenlast aber keine erneute Abrechnung zu sehen, sondern die Anpassung 

des Entgelts für die bereits erbrachte Lieferung von Elektrizität. Demnach wäre im obigen Beispiel die 

Abrechnung für Juni auf Basis der (Fern-)Ablesung im Juli nach wie vor mit 16 % und einem um den 

höheren Leistungspreis erhöhten Entgelt zu erstellen. Alle Abrechnungen, deren Ablesungen vor dem 

01.07.2020 datieren, müssten folgerichtig weiterhin mit 19 % Umsatzsteuer bei einer gestiegenen Be-

messungsgrundlage abgerechnet werden. 

  

Veröffentlichung der Entgelte / Prüfung der Verträge / Sonderkündigungsrecht 

Des Weiteren sind die „Rahmenbedingungen“ der Versorgung zu prüfen: Hier sind Satzungen, Allge-

meine Versorgungsbedingungen (AVB) und Verträge dahingehend zu prüfen, ob die Umsatzsteuer als 

fester Prozentsatz angegeben ist. In diesem Fall besteht ein konkreter Anpassungsbedarf.  

  

Ist eine Beibehaltung des Bruttopreises angedacht, kommt dies u. E. einer Netto-Preiserhöhung gleich, 

da die niedrigere Umsatzsteuer aus dem bisherigen Bruttobetrag herauszurechnen ist. Eine derartige 

Erhöhung der Entgelte unterliegt nach unserem Verständnis einem Gremienvorbehalt und ist kein 

Geschäft der laufenden Betriebs-/Geschäftsführung. 

  

Wenn der bisherige Nettopreis beibehalten werden soll und lediglich der verminderte Umsatzsteuersatz 

aufgeschlagen werden soll, handelt es sich bei dieser schlichten Weitergabe des verminderten Um-

satzsteuersatzes nach unserer vorläufigen Einschätzung nicht um eine Preisänderung im Sinne von 

§§ 5 Abs. 2 und 3, 5a StromGVV/GasGVV, § 41 Abs. 3 EnWG sowie §§ 4 Abs. 2 AVB-WasserV/AVB-

FernwärmeV. In der Energieversorgung steht grundsätzlich den Kunden bei Beibehaltung des Netto-

preises daher auch kein Sonderkündigungsrecht zum Zeitpunkt der Änderung des Umsatzsteuersatzes 

zu. 
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Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die festgesetzten Entgelte nach der Preisangabenverord-

nung als „Netto“ und „Brutto-Preis“ in der Satzung/den Preisblättern zu veröffentlichen sind. Sofern also 

z. B. öffentlich-rechtliche Entgelte erhoben werden, ist eine Veröffentlichung der Entgelte mit den 

dann gültigen Umsatzsteuersätzen und den daraus zu ermittelnden Brutto-Preisen ab 01.07.2020 orts-

üblich und satzungsgerecht (Sätze werden in Haushaltssatzung festgelegt) vorzunehmen. Im Bereich 

der AVB-Gas, Strom, Wasser, Fernwärme ist nach Ansicht des VKU eine Veröffentlichung der Preis-

blätter auf der Internetseite ausreichend. 

 

Chancen aus der Minderung der Umsatzsteuer/Gestaltungen im hoheitlichen Bereich 

Durch die temporäre Absenkung der Umsatzsteuersätze können sich im „hoheitlichen Bereich“  Um-

satzsteuersparpotentiale ergeben, wenn eine Abnahme (= Teil-Leistungserbringung) erst nach dem 

30.06.2020 durchführt wird. Maßgeblich ist immer der Zeitpunkt der Lieferung und Leistung. Das gilt 

zudem u. a. für geplante Bauvorhaben, bei denen sich Teilleistungen und Abnahmen für den Zeitraum 

01.07. bis 31.12.2020 vereinbaren lassen. In diesen Fällen werden die Leistungen mit 16 % Umsatz-

steuer abgerechnet. 

  

Zeichnen sich belastbare Aussagen seitens des BMF ab, werden wir Sie zeitnah informieren.   

  

Für Rückfragen zögern Sie bitte nicht, uns anzusprechen. 

 

 

 

 
 
 
Anlagen 


